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Nach der Klageandrohung der Deutschen Umwelthilfe gegen die Gäubahnabbindung 

Die Stadt muss ihre Bebauungspläne auf dem Gleisvorfeld aufheben! 

 

Das Aktionsbündnis gegen Stuttgart 21 begrüßt die Ankündigung der Deutschen Umwelthilfe e.V., mit 

juristischen Mitteln die Abbindung der Gäubahn stoppen zu wollen. Mit der DUH kommt ein juristisch 

potenter Akteur ins Spiel, der im Dieselskandal schon die deutsche Autoindustrie in die Schranken verwies. 

Nach dem jetzt vorgelegten Rechtsgutachten verstößt die Deutsche Bahn AG mit ihrem Vorhaben, die 

Gäubahn bzw. deren Panoramaabschnitt in Stuttgart-Vaihingen oder an einem Nordhalt zu kappen gegen den 

rechtskräftigen Planfeststellungsbeschluss. Dieser erlaubt die Unterbrechung der Direktverbindung nur für 

wenige Monate, keinesfalls aber für viele Jahre, wie jetzt geplant. Erschreckend, dass das Eisenbahn-

Bundesamt dem Rechtsbruch tatenlos zusieht. Selbst die Drohung der Bahn, in Wildwestmanier die Strecke 

durch Prellböcke abzusperren, schreckte die Bundesverkehrsminister Wissing unterstellte Behörde nicht auf. 

 

„Wieder einmal stehen die Interessen von Politik und Konzernen zur Durchsetzung von Stuttgart 21 gegen 

den Anspruch der Bürgerinnen und Bürger auf einen guten und zuverlässigen Schienenverkehr“, so Dieter 

Reicherter, Vorsitzender Richter am Landgericht Stuttgart a.D. und Sprecher des Aktionsbündnisses. 

Ungerührt lässt das EBA zu, dass Millionen Menschen aus dem südlichen Landesteil, der Schweiz und Italien 

vom Zugang nach Stuttgart und damit vom europäischen Schienennetz abgeschnitten werden sollen. Dabei 

hatte man bei Planung und Durchsetzung des Großprojektes, insbesondere aber bei der Volksabstimmung über 

einen Ausstieg des Landes aus dem Projekt, eine Verbesserung des Bahnverkehrs und einen funktionierenden 

Bahnknoten versprochen. Immer deutlicher wird jetzt, dass das glatte Gegenteil eintritt.  

 

Stur wird an überholten und aus der Zeit gefallenen Planungen festgehalten. Offensichtliche Mängel werden 

mit noch mehr Murks bekämpft und das Recht gebogen. Kompromissbereitschaft gegenüber den Betroffenen 

Fehlanzeige! Und das alles nur, weil die Stadt Stuttgart so schnell wie möglich das Rosensteinquartier 

bebauen will – ein Vorhaben, dass sich allein schon angesichts der eskalierenden Erderhitzung verbietet, und 

schon in wenigen Jahren nicht mehr genehmigungsfähig sein wird. Die heißeste Stadt Deutschlands wird es 

sich nicht mehr erlauben können, ihre Lunge zuzubetonieren.  

 

„Es ist demokratiepolitisch besorgniserregend“, so Reicherter weiter, „dass sich nicht die zur Aufsicht 

berufene Behörde sowie die Politik in Stadt, Land und Bund um die Einhaltung von Recht und Gesetz 

kümmern und erst die DUH als anerkannte Umweltvereinigung juristisch die Belange des Klima- und 

Umweltschutzes einbringen muss, die von der verantwortlichen Politik sträflich vernachlässigt wurden.“ 

„Die Abkopplung der Gäubahn hätte zur Folge, dass sich der Verkehr von der Schiene auf die Straße 

verlagert. Das schadet dem Klima erheblich und ist mit den Klimazielen Baden-Württembergs nicht 

vereinbar“, begründet DUH- Geschäftsführer Jürgen Resch den Vorstoß seiner Organisation. 

 

Besonders bemerkenswert ist, dass sich zahlreiche Gemeinden an der Gäubahnstrecke wehren, von der für sie 

wichtigen Bahnstrecke abgeschnitten zu werden. Dem Protest angeschlossen haben sich die 

Oberbürgermeister von Konstanz (Uli Burchardt, CDU), Singen (Bernd Häusler, CDU), Radolfzell (Simon 

Gröger, parteilos), Böblingen (Stefan Belz, Grüne), Tuttlingen (Michael Beck, CDU) und René Meyer als 

Vertreter des Schweizer Kantons Schaffhausen. 

 

„Wir unterstützen die Betroffenen mit Rat und Tat“ so Jurist und Bündnissprecher Reicherter.  

„Angesichts des Protests aus den eigenen Reihen und im Interesse der von extremer Aufhitzung 

bedrohten Bewohner/innen des Stuttgarter Kessels fordern wir die Stadt auf, ihre Bebauungspläne auf 

dem Gleisvorfeld aufzugeben!“ 
 

Kontakt:  Dieter Reicherter 07192 930522 oder 0151 263 711 31, Werner Sauerborn 0171 320 980 1 

Anlage: Pressemitteilung der Deutschen Umwelthilfe 
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